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BETREFF  Bewertung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG; 
  Anhebung der Altersgrenzen der gesetzlichen Rentenversicherung durch das RV-

Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 20. April 2007 (BGBl. I S. 554) 
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 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Durch das Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung 
und zur Stärkung der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz) vom 20. April 2007 (BGBl I S. 554) werden die Altersgren-
zen in der gesetzlichen Rentenversicherung in Abhängigkeit vom Geburtsjahrgang der Versi-
cherten stufenweise heraufgesetzt. Diese Neuregelung wirkt sich auf die Festlegung des Pen-
sionsalters nach R 6a Abs. 11 EStR 2005 aus. Nach dem Ergebnis der Erörterung mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder gilt hierzu Folgendes: 
 
1. Grundsatz 

 
Bei der Ermittlung des Teilwertes einer Pensionsanwartschaft ist weiterhin grundsätzlich 
das vertraglich vereinbarte Pensionsalter zugrunde zu legen (R 6a Abs. 11 Satz 1 EStR 
2005). Sofern in der Pensionszusage als vertragliches Pensionsalter auf die Regelalters-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung verwiesen wird, sind grundsätzlich die fol-
genden gerundeten Pensionsalter zu verwenden (vgl. §§ 35 und 235 SGB VI): 
 

für Geburtsjahrgänge Pensionsalter 
bis 1952 65 
ab 1953 bis 1961 66 
ab 1962 67 
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2. Erstes Wahlrecht (R 6a Abs. 11 Satz 2 EStR 2005) 
 
Der Steuerpflichtige hat daneben wie bisher die Möglichkeit, bei der Teilwertberechnung 
auf ein späteres Pensionsalter abzustellen. 
 

3. Zweites Wahlrecht (R 6a Abs. 11 Satz 3 ff. EStR 2005) 
 
Mit Rücksicht auf § 6 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
(Betriebsrentengesetz - BetrAVG) kann bei der Ermittlung des Teilwertes der Pensions-
anwartschaft anstelle des vertraglich vereinbarten Pensionsalters als Zeitpunkt des Ein-
tritts des Versorgungsfalles der Zeitpunkt der frühestmöglichen Inanspruchnahme der vor-
zeitigen Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung angenommen werden.  
 
Aufgrund des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes gilt grundsätzlich als frühestes Pen-
sionsalter die Vollendung des 63. Lebensjahres, bei Schwerbehinderten die Vollendung 
des 62. Lebensjahres. 
 
Hiervon abweichend gilt als frühestes Pensionsalter  
 
a) für schwerbehinderte Menschen (§ 236a SGB VI)  

 
für Geburtsjahrgänge Pensionsalter 
bis 1952 60 
ab 1953 bis 1961 61 

 
b)  bei nicht schwerbehinderten Männern und Frauen, die Altersrente wegen Arbeitslosig-

keit oder nach Altersteilzeitarbeit erhalten (§ 237 Abs. 3 SGB VI unter Verweis auf 
Anlage 19) 
 
für Geburtsjahrgänge Pensionsalter 
1945 bis Juni 1946 60 
Juli 1946 bis Juni 1947 61 
Juli 1947 bis Juni 1948 62 
Juli 1948 bis 1951 63 

 
Steht aufgrund des erreichten Alters oder nach den vertraglichen Vereinbarungen im 
Ausscheidungszeitpunkt oder bei Übergang in die Altersteilzeit fest, dass bis zu die-
sem Pensionsalter die Voraussetzungen für den Bezug der vorzeitigen Altersrente we-
gen Arbeitslosigkeit (ein Jahr Arbeitslosigkeit) oder nach Altersteilzeitarbeit (zwei 
Jahre Altersteilzeitarbeit) nicht erfüllt werden, erhöhen sich diese Altersgrenzen ent-
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c)  für nicht schwerbehinderte Frauen der Geburtsjahrgänge bis 1951 die Vollendung des 

60. Lebensjahres (§ 237a SGB VI unter Verweis auf Anlage 20). Dabei ist Buch-
stabe b) vorrangig anzuwenden. 
 

Hat der Steuerpflichtige bei der Ermittlung des Teilwertes einer Pensionsanwartschaft be-
reits bisher vom zweiten Wahlrecht Gebrauch gemacht, ist er auch künftig an diese Ent-
scheidung gebunden. In einem solchen Fall ist bei der weiteren Ermittlung des Teilwertes 
der Pensionsanwartschaft von dem neuen, oben angeführten, frühestmöglichen Pensions-
alter auszugehen. 
 

4.  Zeitliche Anwendung 
 
Die Regelungen dieses Schreibens können erstmals der Gewinnermittlung des Wirt-
schaftsjahres zugrunde gelegt werden, das nach dem 30. April 2007 (Tag der Veröffentli-
chung des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes im Bundesgesetzblatt) endet. Sie sind 
spätestens in der Bilanz des ersten Wirtschaftsjahres zu berücksichtigen, das nach dem 
30. Dezember 2008 endet (Übergangszeit). Der Übergang hat einheitlich für alle Pensi-
onsverpflichtungen des Unternehmens zu erfolgen. Ab dem Übergangszeitpunkt ist das 
BMF-Schreiben vom 29. Dezember 1997 (BStBl I S. 1023) nicht weiter anzuwenden. 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
Christmann  


